
Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1205/2024 
 

öffentlich 
 

 
Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

67/ 03.09.2024  
 
 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 17.09.2024 
 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen Vorberatung 01.10.2024 Ö 

Stadtrat Entscheidung 09.10.2024 Ö 

 
Betreff: 
Haushaltsangelegenheiten  
Teilhaushalt Grün- und Umweltamt  
hier: Bereitstellung außerplanmäßige Mittel im konsumtiven Haushalt 2024  
        zur Erstellungeines kommunalen Wärmeplans i.H.v. 500.000 € 
 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen. 
 
Mainz, 9. September 2024 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
 
 
Mainz, 18. September 2024 
 
gez. Haase 
  
 
Nino Haase 
Oberbürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen empfiehlt, der Stadtrat beschließt, außerplanmäßi-
ge Haushaltsmittel in Höhe von 500.000 € zur Erstellung eines kommunalen Wärmeplans im 
Haushalt 2024 des Grün- und Umweltamtes bereitzustellen.  
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Sachverhalt 
Für die Ausschreibung und Beauftragung eines Dienstleisters, welcher die Erstellung des kommu-
nalen Wärmeplans der Stadt Mainz unterstützend begleiten soll, wurden aufgrund der langen Zeit 
unklaren Gesetzeslage auf Bundesebene für das Haushaltsjahr 2024 keine Haushaltsmittel ange-
meldet. Um die seit Dezember 2023 feststehende gesetzliche Pflicht zur Erstellung eines kommu-
nalen Wärmeplans nach dem Wärmeplanungsgesetzt (WPG) fristgerecht bis zum 30.06.2026 zu 
erfüllen, muss die Ausschreibung und Vergabe bereits im Haushaltsjahr 2024 erfolgen. Zur Erfül-
lung der gesetzlichen Verpflichtung werden außerplanmäßige Haushaltsmittel in Höhe von 
500.000 € benötigt.  

 
 
Finanzierung 
Im Teilhaushalt des Grün- und Umweltamtes müssen 500.000 € außerplanmäßig auf dem Innen-
auftrag L560102013 und dem Sachkonto 52920001 bereitgestellt werden. 
 
 
Alternative 
 
Ohne die außerplanmäßigen Mittel kann das Grün- und Umweltamtes ihren gesetzlichen Ver-
pflichtungen nicht nachkommen.  
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